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Geſetz-Sammlung 
für die 


Koͤniglichen Preußiſchen Staaten. 


—— Nr. 45. 


(Nr. 3040.) Allerhoͤchſtes Privilegium für die Ausſtellung auf den Inhaber lautender 
Obligationen der Stadt Groß-Glogau zum Betrage von 50,000 Rthlr. 
Vom 25. Auguſt 1848. 


Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, Koͤnig von 
Preußen ꝛc. 1c. 


Nachdem der I ber Stadt Groß: Glogau darauf angetragen 
hat, zur Regulirung des ſtaͤdtiſchen Haushaltes und zur Fortſetzung der unternom⸗ 
menen offentlichen Bauten ein Anlehen von 50,000 Rthlr. aufnehmen, und zu 
dem Zwecke auf den Inbaber lautende Stadt-Obligationen ausgeben zu duͤr⸗ 
fen, fo wollen Wir, in Gemaͤßheit des $. 2. des Geſetzes vom 17. Juni 1833., 
wegen Ausſtellung von Papieren, welche eine Zahlungs-Verbindlichkeit an je⸗ 
den Inhaber enthalten, durch gegenwaͤrtiges Privilegium zur Ausſtellung von 
50,000 Rthlr. geſchrieben: Fuͤnfzigtauſend Thaler Groß-Glogauer Stadt⸗ 
Obligationen, welche, jedes Stück zu 100 Rthlr., nach dem anliegenden Schema 

% auszufertigen, mit 9 pCt. jährlich zu verzinfen und, von Seiten ber Glaͤu⸗ 
biger unkuͤndbar, vorbehaltlich einer früferen Einloͤſung nach dem feſtgeſtellten 
Tilgungsplane durch jährliche Auslooſung in den Jahren 1849 — 1873. ein⸗ 
ſchließlich zu amortiſiren ſind, Unſere landesherrliche Genehmigung mit Vorbe— 
halt der Rechte Dritter ertheilen, ohne jedoch dadurch den Inhabern der Obli- 
gationen in Anſehung ihrer Befriedigung eine Gewaͤhrleiſtung Seitens des 
Staats zu bewilligen. 


Gegeben Sansſouei den 25. Auguſt 1848. 
(L. S) Friedrich Wilhelm. 


Hanſemann. Milde. Kuͤhlwetter. 


Jahrgang 1848. (Nr. 3040.) 51 Schema. 
Ausgegeben zu Berlin den 12. Oktober 1848. 


— *. — 


Schema. SEIN U 
Groß-Glogauer Stadt-Obligation. 
No. 


„ Se «e Fev ae. 


100 Rthlr. Preuß. Kurant. 


Der Magiſtrat und die Stadtverordneten der hieſigen Stadt urkunden 
und bekennen Sed Namens derſelben, daß der Inhaber dieſer Obligation 
die Summe von Einhundert Thalern Preuß. Kurant, deren Empfang fie be- 
ſcheinigen, an die hieſige Stadtgemeinde zu fordern hat. 

Die Ruͤckzahlung des Kapitals an die Inhaber der Obligation 
geſchieht allmählig nach einem von der Staatsbehoͤrde genehmigten 
Amortifationsplane, nach welchem mindeſtens jährlich für 2000 Rthlr. 
durchs Loos zu beſtimmende Stadt⸗Obligationen einzulöfen und zu ver: 
nichten find, die Stadt behält ſich jedoch vor, jährlich für mehr als die— 
fen Betrag und zwar in unbeſchraͤnkter Zahl an Obligationen einzuld- 
ſen. Den Inhabern der Obligationen ſteht dagegen ein Kuͤndigungs⸗ 
recht gegen die Stadtgemeinde nicht zu. f 

Bis zu dem Tage, an welchem ſolchergeſtalt das Kapital nach 
der deshalb ergehenden oͤffentlichen Bekanntmachung zu entrichten iſt, 
wird daſſelbe in halbjaͤhrigen Terminen mit fuͤnf Prozent jaͤhrlich gegen 
Vorzeigung und Abſtempelung der Obligationen verzinſt. 

Zur Sicherheit der hierdurch eingegangenen Verpflichtungen haftet 
die Stadt Groß⸗Glogau mit ihrem Kämmerei⸗ und Buͤrgervermoͤgen. 
Zu Urkund deſſen iſt dieſe Obligation unter unſerer Unterſchrift und 

Siegel ausgefertigt worden. 
Groß⸗Glogau, den 


(L. S.) Die Stadtverordneten. 
(L S) Der Magiſtrat. 


(Nr. 3041.) 
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(Nr, 3041.) Bekanntmachung uͤber bie Allerhoͤchſte Beftätigung des Statuts des unter dem 
BA. 


Namen „Englifch = Belgifi e Geſellſchaft ber Rheiniſchen Bergwerke“ zu⸗ 
ſammengetretenen Aktienvereins. Vom 30. September 1848. 


Erlaſſes vom 21. d. M. zu beftátigen geruht, was nach Vorſchrift des §. 3. 
des Geſetzes uͤber die Aktiengeſellſchaften vom 9. November 1843, mit dem 


Miniſterium für Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten. 
|. $m Auftrage: 
vorn Pommer-Efche 


— — 80— 


(Nr. 3042.) Bekanntmachung uͤber die Allerhoͤchſte Beftätigung des Statuts ber unter dem 
Namen „Halliſche Zuckerſiederei-Kompagnie“ in Halle gebildeten Aktien— 
Geſellſchaft. Vom 1. Oktober 1848. 


Das Königs Majeftät haben das unterm 21. Juni d. J. notariell vollzo- 
gene Gefellichaftstarur der unter dem Namen „Halliſche Zuckerſiederei-Kom— 
pagnie^ in Halle gebildeten Aktiengeſellſchaft mittelft Allerhoͤchſter Urkunde vom 
21. September d. J. zu beftätigen geruht, was nach Vorſchrift des H. 3. des 
Geſetzes über. bie Aktiengeſellſchaften vom 9. November 1843. mit dem Be⸗ 
merken bekannt gemacht wird, daß das Statut durch das Amtsblatt der Ko: 
viglichen Regierung zu Merſebung zur Öffentlichen Kenntniß gebracht wer— 
en wird. 
Berlin, den 1. Oktober 1848. 


Miniſterium für Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten. 
Im Auftrage: , 


Oeſterreich. 


(Ns, 304-3043) 51 * (Nr. 3043.) 


* TES. 


rr 


A AB — 


(Nr. 3043.) Geſetz, betreffend die Siſtirung der Verhandlungen über die Regulirung der 
gutsherrlichen und bäuerlichen Verhaͤltniſſe und uͤber die Abloͤſung der 
Dienſte, Natural- und Geldabgaben, ſowie der tiber dieſe Gegenſtaͤnde 
anhaͤngigen Prozeſſe. Vom 9. Oktober 1848. 


Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, Koͤnig von 
Preußen ꝛc. . 


verordnen, auf den Antrag der zur Vereinbarung der preußiſchen Staatsver⸗ 
faſſung berufenen Verſammlung, nach Anhoͤrung Unſeres Staatsminiſteriums, 
was folgt: 


$. 1. 


E. Es werben auf den Antrag auch nur eines Theilnehmers ſiſtirt: 

ech, at oi 7 alle Verhandlungen über die Regulirung der gutsherrlichen und baͤuer⸗ 
, yp yt uu, lichen Verhaͤltniſſe unb über die Ablöfung der Dienſte, Natural: und 
a M Geldabgaben, in denen ber Rezeß noch nicht betätigt ift; 
. ) die bei den Auseinanderſetzungsbehoͤrden oder den ordentlichen Gerichten 
B ſchwebenden Prozeſſe über Muͤhlenabgaben. 


$. 2. 


Von Amts wegen werden ſiſtirt: 

1) die bei den im H. 1. gedachten Verhandlungen entſtandenen und noch 
nicht rechtskräftig entſchiedenen Prozeſſe, jedoch mit Vorbehalt interimi: 
ſtiſcher Feſtſetzung über die laufenden Leiſtungen; 

2) alle bei den Gerichten ober den Auseinanderſetzungsbehoͤrden ſchweben— 
den Prozeſſe über folgende Rechtsverhaͤltniſſe: 

a) die Lehnsherrlichkeit und die lediglich aus derſelben entſpringenden 
ſonſtigen Rechte bei allen Arten von Lehnen, mit alleiniger Aus⸗ 
nahme der Thronlehne, das Heimfallsrecht und der Anſpruch auf 
die Regulirung eines Allodifikationszinſes für die früher aufgeho⸗ 
bene Lehnsherrlichkeit in denjenigen Landestheilen, welche vormals 
eine Zeitlang zum Königreiche Weſiphalen, zum Großherzogthum 
Berg und zu franzoͤſiſchen Departements gehört haben, ohne Un⸗ 
terſchied, ob der Staat, moraliſche Perſonen oder Privatperſonen 
die Berechtigten ſind; 

b) das Eigenthumsrecht des Erbverpaͤchters und das Obereigen⸗ 
thum des Erbzinsherrn, ſobald der Erbpachtskanon, Erbzins und 
die ſonſtigen Leiſtun en des Erbpaͤchters oder Erbzinsbeſitzers voll— 
flánbig gegen Entſchaͤdigung in Land oder Kapital abgelöft find; 

c) das Recht der Guts⸗ oder Grundherren, Ober-Eigenthuͤmer oder 
Erbverpaͤchter zu der Veraͤußerung, Vererbung, Zerſtuͤckelung oder 
Verſchuldung der ihnen verpflichteten Grundſtuͤcke ihre Einwilli— 

ung zu ertheilen oder zu verſagen; f 

d) alle Vorkaufs⸗, Naͤher⸗ und Retraktrechte, mit alleiniger d 

nabme 
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nahme ber Vorkaufsrechte der Miteigenthuͤmer an ben Antheilen 
der gemeinſchaftlichen Sache; 

e) das Recht, einen Antheil oder ein beſtimmtes Stuͤck aus einer 
Verlaſſenſchaft vermoͤge guts- oder grundherrlichen Verhaͤltniſſes 
zu fordern, meiſt unter den Namen: Sterbefall, Beſthaupt, Kur⸗ 
mede vorkommend; 


) das Recht, von den Erben eines Grundbeſitzers das Sterbelehn 
zu fordern; 

8) die Berechtigung der Ober⸗Eigenthuͤmer, Erbverpaͤchter und Guts⸗ 
oder Grundherren, Beſitzveraͤnderungs-Abgaben irgend einer Art 
bei Veränderungen in der herrſchenden Hand zu erheben und bei 
Veraͤnderungen in der dienenden Hand, desgleichen Abgaben von 
Erben in der auf⸗ und abſteigenden Linie, von Ehegatten oder 
Brautleuten, ſowohl im Falle der Vererbung, als der Ueberlaſſung 
unter Lebenden zu fordern; 


h) die aus dem guts- oder grundherrlichen Rechte herruͤhrenden Lei— 
ſtungen und Abgaben der Nichtangeſeſſenen und die ihnen dafuͤr 
zu gewaͤhrenden Gegenleiſtungen; 

die gewöhnlich unter den Benennungen Schutzgeld, Schutzzins, 
Jurisdiktionszins vorkommenden Beiträge der Angeſeſſenen zu den 
Laſten der Polizeiverwaltung und Gerichtsbarkeit, inſofern nicht 
eine oder die andere dieſer Abgaben bei der erſten Verleihung eines 
vorher nicht mit bäuerlichen Wirthen beſetzt geweſenen Grund⸗ 
ſtücks ausdruͤcklich als Grundabgabe ober Gegenleiſtung für die 


Verleihung uͤbernommen wurde, oder die Stelle der Grundſteuer 
vertritt; 


die aus der Gerichtsbarkeit entſpringenden Abgaben, welche außer 
den Koſten, deren Erhebung ſich auf die geſetzlich beſtehenden Ge— 
bührentaren gründet, entweder dauernd an Gerichtsperſonen ober 
bei einzelnen gerichtlichen Verhandlungen entrichtet werden, z. B. 
die Abgaben an Gerichtsdiener, die Dreidinggelder, Zaͤhlgelder, 
Siegelgelder; 

der Fleiſch oder Blutzehnt, d. h. die Berechtigung, von dem ge— 
ſammten in einer Wirthſchaft geborenen oder aufgezogenen Vieh, 
oder von einzelnen Gattungen deſſelben, gewöhnlich das zehnte, 
bisweilen auch das nach einem anderen Zahlenverhaͤltniß beſtimmte 
Stuͤck in Natur oder an deſſen Statt einen Geldbetrag zu for- 
dern, desgleichen der Bienenzehnt; 

m) die ungemeſſenen Dienſte in den zur Provinz Weſtphalen und Sach⸗ 
fen gehörigen, durch den Vertrag vom 29. Mai 1815. an Preu- 
ßen abgetretenen, vormals Hanndverſchen Landestheilen und dem 
Herzogthum Weſtphalen; 

n) die Jagd⸗Dienſte, die Verpflichtung Jagdhunde zu füttern, Jaͤger 
aufzunehmen und ſonſtige unmittelbar zum Zwecke der Jagd ob⸗ 
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liegende Leiſtungen, Dienfte zur Bewachung gutsherrlicher Gebäude 
oder ſonſtiger Grundſtuͤcke, Dienſte zu haͤuslichen Verrichtungen 
der Gutsherrſchaft, als zum Reinigen der Haͤuſer und Höfe, zum 
Krankenpflegen, Bewachen von Leichen, Dienſte zu hauswirth⸗ 
ſchaftlichen Beduͤrfniſſen der gutsherrſchaftlichen Beamten, Dienſte 
und Leiſtungen zu Reiſen des Gutsherrn ſelbſt oder ſeiner Beam— 
ten, Botendienſte und Abgaben, welche lediglich die Stelle der 
vorbenannten Dienſte und Leiſtungen vertreten; 


o) folgende Leiſtungen und Abgaben: Walpurgisſchoß, grundherrli⸗ 
cher Schoß, Bedegeld, Schaͤferſteuer, Bienenzins und Wachspacht, 
inſofern beides von dem Verpflichteten fuͤr die Erlaubniß entrich⸗ 
tet wird, auf ſeinem eigenen Grund und Boden Bienen zu halten, 
die Verpflichtung zum Wachsverkauf, die unter dem Namen Waf- 
ſerlaufszinſen, Waſſerfallzinſen vorkommende Beſteuerung der Waſ— 
ſerkraft der fließenden Gewaͤſſer, die Abgaben zur Ausſtattung von 
Familiengliedern des Berechtigten, das Recht die Gaͤnſe der bäuer— 
lichen Wirthe berupfen zu laſſen; 

p) die auf Grunbftüden haftende Verpflichtung der Beſitzer, gegen 
das in der Gegend uͤbliche Tagelohn zu arbeiten; 

q) die Berechtigung des Erbverpaͤchters, Erbzins⸗ oder Zinsherrn, 
den zu entrichtenden Kanon zu erhöhen; auf die periodiſche Be- 
rechnung eines in Koͤrnern beſtimmten und in Geld abzufuͤhrenden 
Kanons nach den wechſelnden Getreidepreiſen, findet dieſe Beſtim— 
mung nicht Anwendung; 


r) das Eigenthum der Gutsherren an den auf fremden Gaͤrten, 
Aeckern und Wieſen ſtehenden Eichen; 


s) die unter den Namen Straßengerechtigkeit, Auenrecht vorkommende 
ausſchließliche Befugniß der Gutsherren, uͤber die nicht zu den 
Wegen noͤthigen freien Plaͤtze innerhalb der Dorf lage zu verfuͤgen; 
3) die bei den ordentlichen Gerichten anhaͤngigen Prozeſſe über die Ver 
pflichtung zur Entrichtung von Beſitzveräͤnderungsabgaben in andern als 
den oben zu 2. sub g. genannten Faͤllen, inſoweit fie nicht ruͤckſtaͤndige Ge⸗ 
faͤlle betreffen; desgleichen uͤber Abgaben der Krugguͤter, Brauereien, 
Brennereien und Schmieden, deren gewerblicher Urſprung ſtreitig iſt, und 
die uͤber Exmiſſion laſſitiſcher Wirthe; 
4) die Gemeinheitstheilungsſachen, inſofern Streit aus der Anwendung der 
HH. 86., 94. unb 114. der Gemeinheitstheilungsordnung vom 7. Juni 
1821. obwaltet, und die daruͤber ſchwebenden Prozeſſe. 


§. 3. 
Die Verordnung uͤber die Beſchraͤnkung des Provokationsrechts auf Gemein— 
heitstheilungen vom 28. Juli 1838. — F. 1. bis incl. 7. — findet auch in 


der Provinz Weſtphalen Anwendung. 
Ur⸗ 


— M9 — 


Urkundlich unter Unſerer Hoͤchſteigenhaͤndigen Unterſchrift und beigedruck⸗ 


tem Königlichen Inſiegel. 
Gegeben Canéfouci, den 9. Oktober 1848. 


(JL. S) Friedrich Wilhelm. 


v. fuel. Eichmann. v. Bonin. Kisker. Graf Doͤnhoff. 


Fuͤr den Miniſter der geiſtlichen ꝛc. Angelegenheiten: 
v. Ladenberg. 


— — . vů 


(Fr. 3044.) Allerhoͤchſter Erlaß vom 9. Oktober 1848., die Amneſtie fuͤr alle in der Pro⸗ 
vinz Poſen bis zum 1. Juli d. J. begangenen politiſchen und damit in 
Verbindung ſtehenden Vergehen und Verbrechen betreffend. 


8 
ad die letzte Inſurrektion im Großherzogthum Poſen völlig gedämpft 
worden, will Ich zum Zweck ber Herbeifuͤhrung einer aͤnzlichen Pazifikation 
der Provinz und Verſöͤhnung der beiden, dieſelbe bewohnenden Volksſtaͤmme, 
und mit Ruͤckſicht auf die in dem Berichte des Staatsminiſteriums vom 9. d. 
Mts. hervorgehobenen ſonſtigen Motive, für alle in der Provinz Poſen bis 
zum 1. Juli d. J. begangenen politiſchen und damit in Verbindung fieben- 
den anderen, insbeſondere die zum Zwecke oder bei Gelegenheit der Unter: 
druͤckung des Aufſtandes begangenen Vergehen und Verbrechen Strafloſigkeit 
und Verzeihung hiermit eintreten laſſen. Gegen unmittelbare und mittelbare 
Staatsbeamte, ſowie gegen Offiziere, Geiſtliche und Lehrer an oͤffentlichen 
Schulen, welche ſich bei der Inſurrektion betheiligt haben, ſoll zwar die ge⸗ 
richtliche Unterſuchung eingeleitet und beziehungsweiſe fortgefuͤhrt, jedoch keine 
ärtere Strafe als die Dienſtentlaſſung erkannt werben. 

Canéfouci, den 9. Oktober 1848. 


Friedrich Wilhelm. 
v. Pfuel. Eichmann. v. Bonin. Kisker. Gr. v. Doͤnhoff. 


Fuͤr den Miniſter der geiſtlichen Angelegenheiten: 
v. Ladenberg. 


An das Staats miniſterium. 


(Nr. 3044.) 
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